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Zu 1: Die allgemeinen Ausführungen zum Abwägungsgebot gemäß § 1 (7) 
BauGB i.V.m. § 2 (3) BauGB werden zur Kenntnis genommen. 
Inhaltliche Ausführungen hierzu erfolgen zu den Ziffern 2 - 11. 
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Zu 2: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Die Auswirkungen der mit dem geplanten Vorhaben verbundenen Verkehrs- und 
Lärmbelastungen wurden in den vorliegenden Gutachten - Verkehrsuntersuchung 
Aussiedlung Kelterei und Schallimmissionsprognose Vorhabenbezogener 
Bebauungsplan Nr. 249 Aussiedlung Kelterei - ermittelt und bewertet.  
Die damit verbundene sachgerechte Abwägung gemäß § 1 (7) BauGB ist in der 
Begründung Ziffer 11.1 Verkehrliche Auswirken und Ziffer 11.3 Auswirkungen der 
Schallimmissionen aus dem Gastronomiebetrieb erfolgt.  
In Ziffer 11.1.1 KFZ-Verkehre, letzter Absatz der Begründung ist zusammenfassend 
folgendes ausgeführt:  
„Das Kfz-Verkehrsaufkommen in der Freiligrathstraße wird sich bei Ansiedlung der 
Kelterei zwar erhöhen, jedoch sind die zu erwartenden Kfz-Verkehre als verträglich 
mit der umliegenden Wohnnutzung einzustufen. Für den Verkehrsablauf im 
umliegenden Straßennetz stellt dies aus verkehrlicher Sicht keine Probleme dar. 
Gemäß RASt ist ein Knotenpunkt mit Rechts-vor-links-Regelung bis zu einer 
Verkehrsstärke von 800 Kfz/h als Summe über alle Zufahrten geeignet. Die im 
Verkehrsgutachten betrachteten Knotenpunkte weisen selbst in der Prognose 
Verkehrsmengen von unter 200 Kfz/h in den Spitzenstunden auf, so dass hier noch 
erhebliche Kapazitätsreserven bestehen.“ 
In Ziffer 11.3 der Begründung ist zu den Lärmauswirkungen zusammenfassend 
folgendes ausgeführt:  
„Nach den Ergebnissen der Schallimmissionsprognose werden mit den geplanten 
Nutzungen (Besucher auf der Terrasse und Nutzer des Parkplatzes) im 
Einwirkungsbereich die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der TA Lärm tags/nachts 
50/35 dB(A) um ca. 6 dB(A) und mehr unterschritten.“… 
„Die durch das geplante Vorhaben maximal bedingten 310 Pkw-Bewegungen im 
Tagzeitraum, die Abfahrten Gastronomie-Stellplatzes mit 30 Pkw-Bewegungen im 
Nachtzeitraum sowie im Sinne einer Prognose auf der sicheren Seite 12 Lkw-
Bewegungen im Tagzeitraum führen an den Wohnhäusern entlang der 
Freiligrathstraße in 9 m Abstand zur Straßenmitte gemäß RLS-90 /4/ zu 
Beurteilungspegeln von aufgerundet tags/nachts 51/41 dB(A). Damit werden die 
zulässigen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV /2/ deutlich unterschritten.“ 
 
Ein Abwägungsdefizit hinsichtlich der Verkehrs- und Lärmthematik ist nicht zu 
erkennen. Zu den als fehlerhaft beurteilen Inhalten der Verkehrsuntersuchung wird 
ausführlich in den Ziffern 5 und 6 eingegangen. 
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Zu 3: Die Anregung ist bereits berücksichtigt. 
Attraktive Bedingungen für Fuß- und Radverkehre werden durch die baulichen 
Maßnahmen entlang der verlängerten Freiligrathstraße sowie das Mobilitätskonzept 
und die zu prüfende Ausweisung einer Fahrradstraße hergestellt.  

• Der Vorhabenträger verpflichtet sich, im Bauantrag als Teil der Betriebs-
beschreibung konkrete Maßnahmen eines Konzeptes der nachhaltigen 
Mobilität aufzunehmen und aktiv darauf hinzuwirken, dass Besucher 
vermehrt mit dem Fahrrad oder zu Fuß die Gastronomie besuchen. 

• Die Stadt und der Vorhabenträger überprüfen einmal im Jahr die Effektivität 
des Mobilitätskonzeptes und die Anreise mit den unterschiedlichen Verkehrs-
mitteln auch in Zusammenhang mit der Situation des Begegnungsverkehrs 
Fußverkehr/ Radverkehr/ KfZ- Verkehr auf dem Abschnitt der verlängerten 
Freiligrathstraße. Im Rahmen dieser Überprüfung können weitere bauliche 
und informative Maßnahmen vereinbart werden. Die Stadt verpflichtet sich, 
mindestens einmal im Jahr den Verkehr in der verlängerten Freiligrathstraße 
mit einem automatischen Zählgerät getrennt nach Verkehrsteilnehmern (Fuß/ 
Rad / Kfz) zu erfassen. Ergänzend sind datenschutzkonforme 
Videoaufnahmen möglich. 

• Nach der Realisierung des Umbaus wird die Stadt mit den entsprechenden 
Möglichkeiten der Beschilderung Regelungen treffen. Die Stadt unterstützt 
die Überwachung der Einhaltung der Regelungen mit regelmäßigen 
Kontrollen insbesondere zu den Stoßzeiten (z.B. an sonnigen Wochenenden 
im Sommer).  

Mit den Vereinbarungen im Durchführungsvertrag können die Ausführungen in der 
Begründung hinsichtlich eines Mobilitätskonzeptes sichergestellt werden und folglich 
Bedingungen für attraktive Fuß- und Radverkehrswege hergestellt werden.  
 
 
Zu 4: Die Anregung ist bereits berücksichtigt. 
Gemäß § 5 StVO kann und darf nicht überholt werden, sofern kein ausreichender 
Platz zum Überholen besteht. Es darf nur Überholen, wer übersehen kann, dass 
während des ganzen Überholvorgangs jede Behinderung des Gegenverkehrs 
ausgeschlossen ist.  
Im Einklang mit der bislang einschlägig ergangenen Rechtsprechung sowie den 
Grundprinzipien der Verkehrssicherheit bedarf es bei Überholvorgängen von Rad-
fahrern unabhängig von der angeordneten Art der Radverkehrsführung einen 
Mindestabstand von 1,5 m. Kann dieser nicht eingehalten werden, besteht nach 
§ 5 (4) StVO ein sogenanntes „faktisches Überholverbot“.  
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Fortsetzung zu 4: 
Der Autofahrer hat den seitlichen Abstand zu dem Radfahrer einzuhalten. Dies geht 
auch eindeutig aus der Begründung des genannten Urteils vom OLG Naumburg 
(nicht Baumburg) v. 12.07.2005 – 12 U 29/05 hervor: „Ein Mindestabstand beim 
Überholen eines Radfahrers im gleichgerichteten Verkehr dient dessen Schutz vor 
den Verletzungen, die erfahrungsgemäß bei einem Zusammenstoß mit einem Kraft-
fahrzeug entstehen können. Die Einhaltung eines seitlichen Mindestabstandes ist 
umso wichtiger, wenn - wie im vorliegenden Fall - auf dem Fahrrad zudem noch ein 
Kleinkind im Alter von fünf Jahren transportiert wird.“ In dem Urteil geht es darum, 
dass der Kraftfahrer den Abstand nicht eingehalten hat, dabei ist nicht die Rede von 
einem Mangel in der Straßenbreite. 
Zum Seitenabstand beim Überholen und zur Haftungsabwägung hinsichtlich Betriebs-
gefahr gegen Tiergefahr wurde vom OLG Brandenburg (Urteil vom 07.04.2011 - 12 U 
6/11) folgendes entschieden: „Die Größe des einzuhaltenden Seitenabstandes richtet 
sich nach der eigenen Fahrzeugart des Überholers, der Fahrgeschwindigkeit, den 
Fahrbahnverhältnissen, dem Wetter und nach den Eigenarten des Eingeholten, wobei 
die Seitenabstände zum Überholten und zum Gegenverkehr so groß sein müssen, 
dass sie Schreckreaktionen anderer Verkehrsteilnehmer ausschließen.“ 
In einem Rechtsgutachten zu markierten Radverkehrsführungen im Auftrag der 
Unfallforscher der Versicherer (12/2018) wird von Prof. Dr. jur. Dieter Müller 
ausgeführt, dass sofern kein ausreichender Platz zum Überholen besteht, kann und 
darf nicht überholt werden. Dieses kann somit zu einem faktischen Überholverbot 
gem. § 5 (4) Satz 2 StVO führen. 
Bereits heute kommt es zum Begegnungsfall PKW/landwirtschaftliches Fahrzeug und 
auch Radfahrer bzw. Fußgänger/landwirtschaftliches Fahrzeug.  
Alle Begegnungs- und Überholvorgänge sind bereits heute bei der Nutzung durch die 
verschiedenen Verkehrsteilnehmer der Straße üblich und erprobt. Es kann also nicht 
davon die Rede sein, dass die Sicherheit der Erholungssuchenden bei der Planung 
und Abwägung keine Rolle gespielt hat. Vielmehr wurde durch die Festsetzung einer 
Verkehrsfläche mit einer Breite bis zu ca. 6,50 m im Bebauungsplan die Überbauung 
des Grabens auf der westlichen Seite planerisch vorbereitet. Für Begegnungen sind 
drei Ausweichbuchten in geringem Abstand vorgesehen (vgl. u.a. im Verkehrskonzept 
die Darstellungen in Plan 3 sowie Querschnitt 3). Nach den Vorgaben der StVO 
müssen Pkw, Sprinter oder Lkw so lange hinter einem Radfahrer / Fußgänger 
herfahren bis ausreichend Platz für einen Überholvorgang mit ausreichendem Sicher-
heitsabstand vorhanden ist. Dies ist auf einer Länge von ca. 200 m bis zum Parkplatz 
auf einer eindeutig zu erkennenden gemischt genutzten Verkehrsfläche dem Kraft-
fahrzeugfahrern zuzumuten. Die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer auf der verlän-
gerten Freiligrathstraße ist mit der vorliegenden Verkehrsplanung i.V.m. den Fest-
setzungen des Bebauungsplanes ausreichend berücksichtigt.   
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Zu 5: Die Anregungen sind bereits berücksichtigt. 
Im Verkehrsgutachten auf Seite 1 wird ausgeführt: „Die prognostizierten Verkehre 
umfassen Neuverkehre, die durch denkbare Bauvorhaben zwischen der Lahnstraße, 
Hohemarkstraße und der Ebertstraße induziert werden. Anzumerken ist allerdings, 
dass für diverse denkbare Bauvorhaben weder konkrete Planungen vorliegen noch 
Baurecht besteht. Mithin wird in der Prognose der ungünstigste Fall betrachtet.“ 
In Anlage 1.1 Tabelle „Abschätzung Neuverkehr“ werden je nach Szenario 
„zusätzliche KfZ-Fahrten / Tag“ zwischen 40 und 60 Fahrten angegeben.  
Diese Fahrten beinhalten (siehe „*zusätzliche Fahrten“ am Ende der Tabelle): 
zweckgebundene Wohnnutzung, Schaukelterei, Anlieferung, Hofverkauf, Beschäftigte 
Gastronomie. Im Szenario 2 werden der Schulungsraum mit 26 Personen und der 
Gastraum (Auslastung 33 %) und die Terrasse (Auslastung 100%) in Summe 
betrachtet (vgl. hierzu Anlage 1.1 Tabelle „Abschätzung Neuverkehr“). 
Auf Seite 3 des Verkehrsgutachtens wird ausgeführt, dass die Keltereiprodukte 
(Apfelwein, Apfelsaft) wie bisher palettenweise ausgeliefert (PKW bzw. Sprinter) 
werden.  
Das Radverkehrsaufkommen am Wochenende wird konkret mit ca. 200 Radfahrern 
(Messwert) angegeben.  
Das Verkehrsaufkommen ist auf der Basis verschiedener Erhebungen, dem Betriebs-
konzept der Kelterei, zu erwartende induzierter Verkehre durch umliegende Bebau-
ungsplanverfahren nachvollziehbar berechnet worden (vgl. auch Kap. 4.2 letzter 
Absatz). Des Weiteren wird nochmals auf die erheblichen Reserven nach RASt06, S. 
38 „Wohnstraße“ hingewiesen (Kap. 4.2, erster Absatz).  
Die Abwägung der privaten Belange erfolgt auf Grundlage des nach den aktuellen 
gesetzlichen Vorgaben und Richtlinien erarbeiteten Verkehrsgutachtens.  
 
 
Zu 6: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Der maßgebliche Begegnungsfall ist der im Regelfall häufig zu erwartende Begeg-
nungsfall. Das ist, wie auch heute schon in der Freiligrathstraße, der Fall PKW/PKW. 
In anderen Fällen gilt, wie auch schon heute, das Gebot der gegenseitigen Rück-
sichtnahme. Maßgebend ist § 5 (4) StVO: […] Beim Überholen muss ein aus-
reichender Seitenabstand zu anderen Verkehrsteilnehmern, insbesondere zu den zu 
Fuß Gehenden und zu den Rad Fahrenden […] eingehalten werden. […] Wer 
überholt, darf dabei denjenigen, der überholt wird, nicht behindern. (vgl. 
Ausführungen zu Ziffer 4). 
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Zu 7: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Üblicherweise werden Gutachten für Bebauungspläne von der jeweiligen Stadt in 
Auftrag gegeben und finanziert. Häufig findet im Rahmen eines städtebaulichen 
Vertrages eine Erstattung durch den Vorhabenträger statt.  
Das Gutachten wurde transparent, auf der Basis anerkannter bzw. verbindlicher 
Methoden und Richtlinien erstellt: 

• Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV): Hinweise 
zur Schätzung des Verkehrsaufkommens von Gebietstypen. Köln 2006. 

• Hessisches Landesamt für Straßen- und Verkehrswesen: Integration von 
Verkehrsplanung und räumlicher Planung – Grundsätze und Umsetzung, 
Abschätzung und Verkehrserzeugung (Heft 42). Wiesbaden 2000. 

• Infas: Mobilität in Deutschland, Bonn 2018.  
• Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV): Richtlinien 

für die Anlage von Stadtstraßen. Köln 2006. 
• Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen: 

Radnetz Hessen: Qualitätsstandards und Musterlösungen. Wiesbaden 2019. 
• Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV): 

Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA 2010), Köln 2010). 
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Fortsetzung zu 7: 
Die Stadt weist jegliche Verdachtsmomente hinsichtlich bewusst falscher Zahlen oder 
„mit Zahlen gespielt“ zu haben energisch zurück. Ebenso weist sie Vorwürfe zurück, 
Steigbügelhalter der Vorhabensträger zu sein.  
Das beauftragte Büro R+T Ingenieure in Darmstadt hat in der Tat im Rahmen ihrer 
Qualitätssicherung einen Fehler in der Berechnung festgestellt und diesen 
entsprechend korrigiert. Am grundlegenden Ergebnis, dass dem Vorhaben aus 
verkehrlicher Sicht keine Einwände entgegenstehen, hat sich durch die korrigierte 
Berechnung nichts geändert. 
 
 
 
 
 
Zu 8: Die Anregung ist bereits berücksichtigt. 
Die mögliche Auslastung der Gastronomie ist im Durchführungsvertrag wie folgt 
geregelt: In Bezug auf die Schank- und Speisewirtschaft darf die Netto-Gastraum-
nutzfläche im Innenraum 175 qm mit 80 Sitzplätzen und die Außenterrasse von 110 
qm mit 85 Sitzplätzen nicht überschritten werden. In dem Schulungsraum im 1. OG 
der Gastronomie ist maximal eine Netto-Nutzfläche von 90 qm mit 26 Sitzplätzen 
zulässig. Im Bauantrag sind die Flächen entsprechend nachzuweisen. Eine 
Ausweitung der Zahl der Sitzplätze ist ausgeschlossen. Dem Bauantrag ist ein 
verbindliches Betriebskonzept beizulegen, in dem die Öffnungszeiten der Gastro-
nomie, Sonderveranstaltungen, Aktivitäten der Schaukelterei und Nutzung der 
Seminarräume erläutert werden.  
Die v.g. Parameter sind Grundlage der Verkehrsuntersuchung sowie der 
Schallimmissionsprognose und somit auch der Worst-Case Prognosen.  
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Fortsetzung zu 8: 
Zu Schallschutzmaßnahmen wird in der Schallimmissionsprognose wird folgendes 
ausgeführt:  
„Die Schallimmissionsprognose für eine in Oberursel (Taunus) im Zuge des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 249 "Aussiedlung Kelterei" geplante 
Außenbewirtschaftung führt zum Ergebnis, dass bei einer Öffnungszeit von 11 - 23 
Uhr sowie unter Berücksichtigung des zugeordneten Parkierungs- und 
Andienungsverkehrs die Anforderungen der TA Lärm /1/ an den Schallimmissions-
schutz ohne zusätzliche Maßnahmen eingehalten sind. Dies gilt auch an Sonn- und 
Feiertagen.“ (Seite 0). 
„Selbst wenn der durch das geplante Vorhaben bedingte Verkehr zu mehr als einer 
Verdopplung des bestehenden Verkehrs in der Freiligrathstraße [entsprechend einer 
Pegelerhöhung um 10*log(2) dB(A) = 3 dB(A)] und damit zu Gesamtbeurteilungs-
pegeln von tags (51 + 3)dB(A) = 54 dB(A) bzw. nachts (41 + 3) dB(A) = 44 dB(A) 
führte, wären die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV /2/ für reine und allgemeine 
Wohngebiete von tags/nachts 59/49 dB(A) noch sicher eingehalten. Somit besteht 
gemäß TA Lärm /1/ nicht die Notwendigkeit zu prüfen, ob die Geräusche des vorha-
benbezogenen An- und Abfahrverkehrs auf öffentlichen Verkehrsflächen durch Maß-
nahmen organisatorischer Art zusätzlich gemindert werden können.“ (Seite 16, 17). 
Ein Abwägungsdefizit hinsichtlich der Schallimmissionen ist nicht zu erkennen. 
 
 
Zu 9: Die Anregung ist bereits berücksichtigt. 
Im Umweltbericht (Ziffer 2.1.7, 2,2 „Schutzgut Mensch / Erholung) zum Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan sind die Inhalte zu den vorhandenen und mit Umsetzung 
des Vorhabens zu erwartenden Immissionen ausführlich dargelegt. Im Einzelnen sind 
hier die Themen Straßenverkehr, Bioklimatische und lufthygienische Situation, Lärm 
sowie Erholung behandelt. 
Nach den Aussagen des Umweltberichtes (48 – 50) sind die Emissionen aus dem 
Kfz-Verkehr und damit verbunden auch die Feinstaubbelastungen laut den Raster-
Werten des Online-Service im Norden des Plangebietes, verursacht durch die A 661 
als „mittleren bis hohen“ Wert eingestuft. Im Süden des Plangebietes sind die 
Belastungen mit „gering bis mittel“ bewertet.  
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Fortsetzung zu 9: 
Durch die Verkehrszunahme an den Spitzentagen mit dem höchsten Besucher-
aufkommen ist mit etwa 310 zusätzlichen Kfz-Fahrten pro Tag zu rechnen, d.h. es 
wird ca. 1 zusätzliches Kfz pro etwa 2 Minuten die Freiligrathstraße befahren und das 
gesamte Kfz-Verkehrsaufkommen somit auf etwa 2 Fahrzeuge pro Minute ansteigen 
wird.  
Die Mehrverkehre werden zwar zur Erhöhung der Emissionen und Feinstaub-
belastungen führen, jedoch wird sich diese nur unwesentlich auf die als „gering bis 
mittel“ eingestufte Vorbelastung auswirken. Gesundheitsschädigungen der Anwohner 
im Bereich der Freiligrathstraße sind damit nicht zu erwarten.  
Das vorgesehenen Mobilitätkonzept (siehe Ziffer 3) mit Maßnahmen zur Vermeidung 
von Kfz-Verkehren wird dazu beitragen, die mit den Kfz-Verkehren verbundenen 
Belastungen für die Anwohner zu minimieren.  
 
 
Zu 10: Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Mit der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden die planungs-
rechtlichen Grundlagen der Grundstücke entlang der Freiligrathstraße sowie die der 
angrenzenden Straßenzüge nicht berührt. Eine Einschränkung der zulässigen 
Nutzungsmöglichkeiten auch hinsichtlich der Erschließung der genannten Grund-
stücke ist mit Realisierung des geplanten Vorhabens nicht verbunden.  
Zur Thematik der Wertminderung im Rahmen der Abwägung bei der Aufstellung von 
Bebauungsplänen wird im Urteil des Hessischen VGH vom 08.07.2004 - 3 N 1894/02 
folgendes ausgeführt: „Auch die von dem Antragsteller befürchtete Wertminderung 
seines Grundstücks - er befürchtet, sein Grundstück werde zu einem "Pförtner-
häuschen" eines großen Bürokomplexes degradiert - stellt keinen abwägungs-
erheblichen Belang dar, der die Antragsbefugnis des Antragstellers begründen 
könnte. Das Bundesverwaltungsgericht hat zum Problem der Wert-minderung noch 
unter Geltung des Nachteilsbegriffs des § 47 Abs. 2 VwGO a. F. ausgeführt, dass die 
Auswirkungen eines Bebauungsplans auf den Verkehrswert zwar zum Abwägungs-
material gehören mögen, soweit sie das überplante Grundstück selbst betreffen (etwa 
Festsetzung einer Grundfläche, Herabsetzung des Maßes der Nutzung). Etwas 
anderes gelte jedoch für nur mittelbare Auswirkungen auf den Verkehrswert, vor 
allem, wenn sie bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans aufträten (vgl. BVerwG, Beschluss vom 09.02.1995 - 4 BN 17.94 -). Die Frage 
der Wesentlichkeit der Auswirkungen einer Planung auf "Nachbargrundstücke" 
beurteile sich grundsätzlich nicht nach dem Umfang einer möglichen Verkehrs-
wertminderung, sondern nach dem Grad der faktischen und unmittelbaren, 
sozusagen "in natura" gegebenen Beeinträchtigungen, die durch die angegriffene 
Norm zugelassen würden. 
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Der Verkehrswert sei nur ein Indikator für die gegebenen und erwarteten Nutzungs-
möglichkeiten eines Grundstücks. Er hänge von vielen Faktoren, insbesondere auch 
der Nutzung der umliegenden Grundstücke ab. Der den Verkehrswert bestimmende 
Grundstücksmarkt berücksichtige auch solche Umstände, die von der planenden 
Gemeinde nicht im Rahmen der städtebaulichen Belange berücksichtigt werden 
könnten oder müssten. In die Abwägung seien deshalb in solchen Fällen nicht die 
potenziellen Wertveränderungen von Grundstücken einzustellen, sondern nur die 
Auswirkungen, die von der geplanten Anlage faktisch ausgingen. Nur wenn diese 
tatsächlichen Auswirkungen einen Grad erreichten, der ihre planerische Bewältigung 
im Rahmen der Abwägung erfordere, liege auch ein Nachteil im Sinne des § 47 Abs. 
2 VwGO vor. Eine Grundstückswertminderung stelle daher keinen eigenständigen 
Abwägungsposten dar (vgl. BVerwG, Beschluss vom 09.02.1995, a. a. O., unter 
Hinweis auf BVerwG, Urteil vom 04.05.1988 - 4 C 2.85 - NVwZ 1989, 151; BVerwG, 
Urteil vom 14.04.1978 - 4 C 96 und 97.76 - Buchholz 406.19 Nachbarschutz Nr. 34; 
BVerwG, Beschluss vom 24.04.1992 - 4 B 60.92 - Buchholz a. a. O. Nr. 109).“ 
Die mit dem geplanten Vorhaben verbundenen Auswirkungen hinsichtlich Lärm- und 
Verkehrsbelastungen auf die umliegenden Gebiete wurden untersucht und bewertet.  
Das Kfz-Verkehrsaufkommen in der Freiligrathstraße wird sich bei Ansiedlung der 
Kelterei zwar erhöhen, jedoch sind die zu erwartenden Kfz-Verkehre als verträglich 
mit der umliegenden Wohnnutzung einzustufen. Für den Verkehrsablauf im umliegen-
den Straßennetz stellt dies aus verkehrlicher Sicht keine Probleme dar. Gemäß RASt 
ist ein Knotenpunkt mit Rechts-vor-links-Regelung bis zu einer Verkehrsstärke von 
800 Kfz/h als Summe über alle Zufahrten geeignet. Die im Verkehrsgutachten 
betrachteten Knotenpunkte weisen selbst in der Prognose Verkehrsmengen von unter 
200 Kfz/h in den Spitzenstunden auf, sodass hier noch erhebliche Kapazitätsreserven 
bestehen.  
Nach den Ergebnissen der Schallimmissionsprognose werden mit den geplanten 
Nutzungen im Einwirkungsbereich die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der TA 
Lärm tags/nachts 50/35 dB(A) um ca. 6 dB(A) und mehr unterschritten.  
Die durch das geplante Vorhaben maximal bedingten Pkw-Bewegungen führen an 
den Wohnhäusern entlang der Freiligrathstraße in 9 m Abstand zur Straßenmitte 
gemäß RLS-90 /4/ zu Beurteilungspegeln von aufgerundet tags/nachts 51/41 dB(A). 
Damit werden die zulässigen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV /2/ von 
tags/nachts 59/49 dB(A) um 9dB(A) unterschritten. 
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Zu 11: Die Anregung wird berücksichtigt.  
Im Durchführungsvertrag ist geregelt, dass der Vorhabenträger die mit dem Vorhaben 
verbundenen baulichen und verkehrslenkenden Maßnahmen, die für eine geordnete 
Erschließung (Ausbauplanung, Baumaßnahmen, Monitoring) über die verlängerte 
Freiligrathstraße erforderlich sind, in vollem Umfang zu tragen hat. 
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Die Anregung zu den Feldhamstern ist berücksichtigt. 
Nach den Ergebnissen der Artenschutzprüfung wurden im Wirkungsbereich des 
geplanten Vorhabens keine Vorkommen von Feldhamster gefunden. Die damit 
verbundenen Kartierungen und Untersuchungsräume wurden in Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde vorgenommen. Sollten außerhalb des Wirkungs-
bereiches Feldhamster vorkommen, werden diese jedoch nicht durch das geplanten 
Vorhaben beeinträchtigt. 
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Die Anregung zum „Mengengerüst“ wird nicht berücksichtigt. 
Die Darstellung ist aufgrund fehlender Beschriftungen sowie Erläuterungen 
unverständlich.  
Es wird daher auf konkret vorzufindende Fragen oder Daten eingegangen:  

• Lt. Betriebskonzept sind im Innenraum 80 Sitzplätze, auf der Terrasse 110 und 
im Schulungsraum 26 Sitzplätze vorgesehen.  

• Fragen zur Sperrstunde bzw. den Betriebszeiten werden im Städtebaulichen 
Vertrag geregelt.  

• Eine Einwohnerzahl von 50.000 oder 55.000 spielt für das jetzige Vorhaben 
keine Rolle.  

• Es wurden alle relevanten Quellen für Neuverkehre berücksichtigt, nicht nur die 
durch Gaststättenbesucher (vgl. hierzu Anlage 1.1 Tabelle „Abschätzung 
Neuverkehr“) Je nach Szenario werden „zusätzliche KfZ-Fahrten / Tag“ 
zwischen 40 und 60 Fahrten angegeben. Diese Fahrten beinhalten (siehe 
„*zusätzliche Fahrten“ am Ende der Tabelle): zweckgebundene Wohnnutzung, 
Schaukelterei, Anlieferung, Hofverkauf, Beschäftigte Gastronomie. 

• Die Fahrzeugbreiten werden zur Kenntnis genommen und auf den § 5 StVO 
verwiesen.  

• Rettungswege werden freigehalten.  
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